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«Der Staat kann 
streitenden  
Eltern nur  
begrenzt helfen. 
Sie müssen  
gemeinsam  
Lösungen finden, 
damit ihre  
Kinder eine  
unbeschwerte 
Beziehung zu 
beiden Eltern  
haben können.» 
Patrick Fassbind 
Amtsleiter Kesb Basel-Stadt

Andrea Tedeschi

Kaum ist der schwarze Volvo vorgefahren, 
umarmt die 7-jährige Emilie ihre Mutter 
und sagt, sie wolle lieber bei ihr bleiben 
und nicht das Wochenende beim Vater ver-
bringen. Ja, sagt die Mutter, das könne sie 
gut verstehen. Die Mutter ist ohnehin da-
gegen, dass ihr Kind den Vater besucht, 
schimpft öfters über ihn. Nun wirkt sie be-
sänftigt. Als Emilie auf dem Rücksitz des 
Volvos sitzt, strahlt sie ihren Vater an. Sie 
freue sich so, sagt sie, endlich Zeit mit ihm 
verbringen zu können. 

Emilies Fall mag virtuell sein, aber er ist 
exemplarisch für rund zehn Prozent der 
minderjährigen Scheidungskinder in der 
Schweiz. Es gibt fast 1400 von ihnen. Sie 
überwinden nicht, dass ihre Eltern die 
Trennung nicht überwinden. Dazu kommt 
eine unbekannte Zahl von unverheirateten 
Eltern. Sie bekämpfen sich gegenseitig, 
manchmal bis vor Bundesgericht. Fast im-
mer geht es den Parteien um Geld und Kin-
der. Die Gründe für den Streit sind oft nur 
Symptome, die Konflikte liegen woanders. 
Der Vater verkraftet zum Beispiel nicht, 
dass seine Ex-Frau fremdgegangen ist. Er 
will ihr die Alimente nicht bezahlen. Sie 
will ihn deshalb bestrafen, indem er die 
Tochter nur ein Wochenende im Monat se-
hen darf. Weil sie das alleinige Sorgerecht 
haben will, zieht sich die Scheidung in die 
Länge. Laut mehreren Richtern kann es bis 
zu fünf Jahre oder länger dauern, bis ein 
Gericht ein Schlussurteil fällt. Der Unmut 
bleibt, wenn das Gericht aus Sicht der Mut-
ter oder des Vaters falsch entschieden hat. 

Der Genfer SP-Nationalrat Christian 
Dandrès fordert nun in einem Postulat, 
dass Richterinnen und Richter mithelfen 
sollen, eine Eskalation zu verhindern. «Eine 
Scheidung ist schmerzhaft genug, aber die 
jahrelangen Gerichtsprozesse können man-
che Familien ruinieren und zerstören», sagt 
Dandrès, selber Rechtsanwalt, im Gespräch. 
Er will unter anderem, dass Gerichte eine 
obligatorische und kostenlose Mediation 
einführen, bevor ein Gericht die Scheidung 
vollzieht. Ausserdem sollen die Kantone ein 
Familiengericht schaffen, um die Kom
petenzen der Kindesschutzbehörde (Kesb) 
und der Familienrichter aufeinander abzu-
stimmen. Im Gegensatz zur Kesb können 
die Gerichte nicht in allen Kantonen eine 
Mediation anordnen; sie müssten die erfor-
derlichen Gesetze schaffen.  

Der Nationalrat hat den Bundesrat kürz-
lich mit 131 zu 51 Stimmen bei einer Enthal-
tung beauftragt, Dandrès Forderungen mit 
den Kantonen zu prüfen. Doch was könn-
ten diese Änderungen bewirken? Und was 
halten Fachleute, Kantone, Richterinnen 
und Richter davon? 

Richter sind keine Vermittler  
Kinder leiden, wenn Eltern streiten. Sie 

haben beide Eltern gern, brauchen ihre 
Liebe, wollen ihre Zuneigung. Eine Kampf-

scheidung kann Kinder darum in einen 
Konflikt bringen. Ist Emilie beim Vater, ist 
sie ihm gegenüber loyal, verleugnet aber 
die Mutter und umgekehrt. Oder Kinder 
machen wieder ins Bett oder in die Hosen, 
benehmen sich auffällig, haben Wutan-
fälle. «Der Loyalitätskonflikt zerreisst die 
Kinder und das schadet ihnen langfristig», 
sagt Bruno Roelli, der für sehr viele Richter 
in der Schweiz steht. Roelli war Familien-

richter in Luzern, über 30 Jahre lang, zu-
letzt als Oberrichter. Heute berät er Fami-
lien bei Kescha, einer unabhängigen An-
laufstelle für Eltern und Kinder. Er sagt, es 
gebe in der Schweiz zu wenige Familien-
richter, die den wenig beliebten Job so 
lange und gerne machen würden.  

Roelli hat überwiegend Eltern erlebt, es 
sind bis zu 90 Prozent, die sich mit den Kin-
dern geeinigt haben, bevor der Richter sie 
geschieden hat. In der Schweiz gehen zwei 
von fünf Ehen auseinander. Einigen sich 
diese über Geld und Kinder nicht, versu-
chen die Gerichte zu vermitteln, bevor sie 
eine Scheidung per Urteil vollziehen. «In 
der Regel ist das ein Gespräch von wenigen 
Minuten bis zu einer Stunde», sagt Roelli. 
Bei zu zehn Prozent der Eheleute bringt ein 
Gespräch nichts und die Scheidung wird 
zum Kampf. Hochstrittig sind fünf Prozent 
der Eltern.

Für Nationalrat Dandrès liegt eines der 
Probleme in dem, was er bei den Richterin-
nen und Richtern als Befangenheit erlebt 
hat. Er sagt: «Eltern müssen befürchten, 
dass ihre Offenheit das Urteil des Richters 
beeinflusst.» Denn Eltern in Trennung 
können sich vor den Richtern vergessen; sie 
fluchen, schreien und machen sich damit 
als Eltern unmöglich. Es ist schon vorge-
kommen, dass Einzelne sich am Boden 
wälzten. 

Auch Roelli begrüsst die vom National-
rat gewünschte Mediation. Der frühere Fa-
milienrichter sagt: «Über eine Mediation 
können Eltern lernen, ihren Konflikt hinter 
ihre Aufgabe als Eltern zu stellen und ihren 
Kindern weiterhin gute Eltern zu sein, ob-
wohl sie kein Paar mehr sind.» Anders als 
ein kurzes Gespräch ist eine Mediation ein 
Prozess mit mehreren Sitzungen. Doch 
diese müsse ausserhalb des Gerichts erfol-
gen, sagt Roelli. Nicht alle Richterinnen 
und Richter eigneten sich für diese an-
spruchsvolle Aufgabe. Es fehlten manchen 
die erforderliche Sozialkompetenz, Empa-
thie oder das Fachwissen. Ein Grund: die 
häufigen Wechsel. «Richter fangen zwar 

häufig im Familienrecht an, wechseln aber 
nach Möglichkeit bald in eine andere Diszi-
plin. Statt erfahrene kommen meist un-
erfahrene Richterinnen und Richter nach.»

Aber nicht deswegen gibt Roelli dem 
politischen Vorstoss wenig Chancen. Ers-
tens sei die Mediation teuer, und es gäbe 
keine Garantie auf Erfolg, sagt er. «Wenn 
sich nur ein Viertel der Eltern einigen, ist 
das viel.» Fachleute beziffern die Kosten 
von acht Sitzungen auf rund 3000 Fran-
ken. Zweitens glaubt Roelli nicht, dass die 
Kantone hineinreden und die Hoheit über 
die Gerichte an den Bund abtreten lassen 
würden.  

Die Idee ist nämlich nicht neu, dass Ge-
richte eine Mediation anordnen oder die 
Kantone ein Familiengericht schaffen sol-
len. Vor zehn Jahren wurde die Debatte mit 
der Einführung des Zivilprozessrechts 
schon mal geführt. Eine schweizweite Um-
setzung scheiterte, es ist bezeichnend, am 
Willen der Kantone.  

Richter und Kesb sind uneins
Patrik Müller ist Gerichtspräsident am 

Zivilgericht Basel-Stadt und im Vorstand 
der Schweizer Vereinigung der Richterin-
nen und Richter. Er lehnt es, wenig überra-
schend, ab, dass der Bund den Kantonen 
eine obligatorische Schlichtung oder ein 
Familiengericht aufzwingen soll. Die Ge-
richte strebten immer eine rasche Eini-
gung an, sagt er, die sie bei der grossen 
Mehrheit der Eltern in Scheidung auch er-
reichen würden. «Die Kantone haben Inst-
rumente, die sehr gut funktionieren. Es 
gibt also keinen Grund, weshalb das Parla-
ment intervenieren müsste.» 

Müller glaubt ohnehin nicht, dass sich 
die Mediation ganz von den Gerichten 
trennen lässt. «Beim Gericht braucht es je-
manden, der straff durch das Verfahren 
führt und wo immer möglich Einigungen 
anstrebt», sagt er. Brauche es dennoch ein 
Urteil eines Richters oder einer Richterin, 
weil die Eltern sich nicht einigen könnten, 
sei der Richter auch der Schlichter. «Bevor 
wir ein Urteil fällen, analysieren wir im-
mer, was noch fehlt, damit sich die Eltern 
doch noch einigen könnten.» Entscheidend 
sei dabei, dass Gerichte auf Mittel und Ins-
trumente zurückgreifen könnten, die die-
sen Prozess unterstützen. 

Prozesse wie die Pflichtberatung zum 
Beispiel, wie sie das Gericht oder die Kesb 
in Basel-Stadt seit zehn Jahren anordnen 
können. Diese obligatorische Beratung ver-
pflichtet Eltern, sich während drei Mona-
ten in sechs bis acht Sitzungen zu treffen – 
mit dem Ziel, sich einig zu werden. Beglei-
tet werden sie von Sozialarbeitern des 
Kinder- und Jugenddienstes. Dazu sagt Pa-
trick Fassbind, der die Kesb leitet: «Der 
Staat kann streitenden Eltern nur begrenzt 
helfen. Sie müssen gemeinsam Lösungen 
finden, damit ihre Kinder eine unbe-
schwerte Beziehung zu beiden Eltern ha-
ben können.» Trennungen seien Krisen, in 

Auch nach der  
Scheidung sollten   

frühere Paare ihren  
Kindern gute Eltern  

sein und Kinder  
eine Familie haben.   
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denen Eltern und Kinder Unterstützung 
bräuchten, um das Leben als Familie neu 
zu gestalten. 

In der Mediation werden Eltern an ihre 
Rolle erinnert, wie etwa der Vater daran, 
warum er Besuchstage nicht einfach ab
sagen und die Betreuung der Mutter über-
lassen kann. Die Beratung hätte zu mehr 
Einigungen und weniger Langzeitkonflik-
ten geführt, sagt Fassbind. Eltern müssten 
jedoch überzeugt davon sein, worüber sie 
sich geeinigt hätten. «Wenn eine Mutter 
daran zweifelt, dass ihre Tochter beim Va-
ter gut aufgehoben sei, wird sich die Ver-
einbarung im Alltag nicht durchsetzen.»

Im Gegensatz zum Gerichtspräsidenten 
Müller begrüsst Fassbind von der Kesb, 
dass der Bund die obligatorische Pflichtbe-
ratung schweizweit einführen will. Aber 
auch er formuliert Kritik: «Eine Schlich-
tung, die erst vom Gericht oder einer Kesb 
angeordnet wird, kommt viel zu spät.» 
Diese sollte viel früher einsetzen. Sobald 
sich die Eltern trennten, müssten sie un-
verzüglich für eine Beratung verpflichtet 
werden. «Bei der Trennung kommt es zu 
gegenseitigen Verletzungen», sagt Fass-
bind, «die sich durch Missverständnisse 
wegen des Kindes noch verschlimmern.» 
Denn selbst wenn sich Eltern zu Beginn der 

Trennung noch einig sind, kann es zu Streit 
kommen, zum Beispiel, wenn er oder sie 
eine neue Beziehung eingehen. 

Kantone sind schon weiter
Anders als man aufgrund des kantona-

len Misstrauens gegen staatlichen Einfluss 
aus Bundesbern vermuten könnte, sperren 
sich auch andere Kantone nicht gegen eine 
Mediation, wie sie Basel-Stadt umsetzt 
oder der Nationalrat über die Gerichte ein-
führen will. Der Aargau zum Beispiel hat 
bereits ein Familiengericht. Nach dem Wal-
lis wird auch Bern ab nächstem Jahr für 
zwei Jahre testen, ob sich Eltern mit einer 
Mediation versöhnlicher trennen. Damit 
Bern den Versuch durchführen kann, muss 
eine Gesetzesänderung her. Anders als die 
Kesb dürfen Berner Gerichte keine Media-
tion anordnen. 

Das allerdings schafft eine ungleiche Be-
handlung der Eltern. Denn für die Schei-
dung müssen Verheiratete ans Gericht ge-
langen und kommen, anders als Unverhei-
ratete in Trennung, erst gar nicht mit der 
Kesb in Kontakt. Das sogenannte «Zent-
rum für Familien in Trennung» soll die 
Scheidungen nun beschleunigen und  
die Verfahren verbessern. Roland Wittwer, 
Fürsprecher und Leiter Rechtsamt des 

Kantons Bern, glaubt, dass der Kanton da-
durch Kosten einsparen werde.  

Im Gegensatz zum Kanton Bern befürch-
tet Schaffhausen höhere Kosten. Besonders 
wenn ein Familiengericht die Aufgaben 
des Gerichts und der Kesb zusammenlegen 
sollte, hätte das laut Andreas Textor, Präsi-
dent des Kantonsgerichts Schaffhausen, 
eine tief greifende Reorganisation und Um-
verteilung der Stellen zur Folge. «In den al-
lermeisten familienrechtlichen Verfahren 
können wir eine Einigung bewirken», sagt 
Textor. Zwar könnten Eltern in Scheidung 
bereits heute auf eine externe Mediation 
ausweichen, dennoch lehnt Textor eine ob-
ligatorische Schlichtung durch den Bund 
nicht ab – vorausgesetzt, die Mediation 
würde durch geschulte Fachleute erfolgen. 
Er sagt: «Die Schlichtungsbehörden bei-
spielsweise bei Arbeits- und Mietstreitig-
keiten haben sich bewährt und sind sehr 
erfolgreich.» 

Geht es nach Bruno Roelli, dem lang-
jährigen Familienrichter, ist eine Media-
tion dann erfolgreich, wenn die Eltern ge-
lernt haben, dass die Tochter zum Vater 
eine gute Beziehung haben darf und die 
Mutter sagen kann: «Ich freue mich, dass 
du das Wochenende beim Papi bist.» Und 
umgekehrt. 

Nach der Scheidung  
eine Familie bleiben
Immer wieder endet die Trennung von Paaren in einem endlosen Streit.  
Nun sollen Richterinnen und Richter mithelfen, dass Eltern versöhnlicher  
auseinandergehen – den Kindern zuliebe. 

Wie hoch werden  
die Steuerausfälle sein?
Die SP befürchtet Minder­
erträge von bis zu 800 Millio­
nen Franken durch die Ver- 
rechnungssteuerreform.  
Eine Milchbüchleinrechnung, 
sagen die Befürworter.  
Nun legen diese eine neue 
Studie vor, die zeigt: Die 
Reform lohnt sich auch dann,  
wenn die Zinsen steigen.

Doris Kleck

BERN. Abstimmungskämpfe um 
Steuerreformen sind immer auch 
Zahlenkämpfe. Gewinnt der Fiskus 
oder verliert er? Wer profitiert davon 
und wer zahlt die Zeche? Und sind 
die genannten Zahlen plausibel 
oder einfache Milchbüchleinrech-
nungen?

Am 25. September entscheidet die 
Stimmbevölkerung, ob inländische 
Obligationen von der Verrech-
nungssteuer befreit werden sollen. 
Die Befürworter von GLP bis SVP ar-
gumentieren, diese Reform lohne 
sich, weil Wertschöpfung aus dem 
Ausland in die Schweiz zurückge-
holt werde. Die Gegner von Grünen 
und SP wiederum warnen vor enor-
men Steuerausfällen, für die der 
einfache Bürger, die einfache Bürge-
rin geradestehen muss. 

Offiziell beziffert der Bund die 
Steuerausfälle auf 275 Millionen 
Franken jährlich. Allerdings tritt 
dieser Effekt nicht sofort ein. Denn 
die Befreiung von der Verrech-
nungssteuer würde nur für Zinsen 
auf Obligationen gelten, die ab 2023 
neu herausgegeben werden. Die 
Gegner bezeichnen diese Zahl als zu 
tief. Denn sie wurde berechnet mit 
einem Zinsniveau von einem Pro-
zent. Steigen die Zinsen auf drei bis 
vier Prozent, dann steigen die Aus-
fälle langfristig auf 600 bis 800 Mil-
lionen Franken jährlich. Auch diese 
Zahl hat amtlichen Charakter, sie 
stammt vom Bund. Dieser macht 
aber die Einschränkung, dass es 
sich um eine hypothetische Zahl 
handelt, weil die Reform positive 
Impulse habe.

Welche Rolle spielen die Zinsen?
Die Linke thematisiert die stei-

genden Zinsen offensiv im Abstim-
mungskampf. Nun kontert das Ja-
Lager mit einer neuen Auftragsstu-
die, erstellt von BAK Economics. 
Die Studienautoren kommen eben-
falls zum Schluss, dass höhere Min-
dereinnahmen aufgrund von höhe-
ren Zinsen «nicht auszuschliessen» 
seien. Allerdings müssten auch die 
Verhaltensanpassungen berück-
sichtigt werden. Die Studienauto-

ren argumentieren, dass die Prob-
leme des aktuellen Verrechnungs-
steuersystems akuter werden in 
einem Hochzinsumfeld. Das Sys-
tem leidet heute darunter, dass 
Schweizer Firmen ihre Obligatio-
nen oft im Ausland herausgeben. 
Dadurch geht Wertschöpfung für 
die Schweiz verloren. Die Verrech-
nungssteuer hat für ausländische 
Anleger zwei Nachteile: Erstens ist 
die Rückforderung der Verrech-
nungssteuer aufwendig und nicht 
in jedem Fall können sie den gan-
zen Betrag zurückfordern. Zweitens 
fehlen liquide Mittel, wenn sie auf 
die Rückerstattung der Verrech-
nungssteuer warten müssen. 

Laut BAK nehmen diese Anreize 
zur Abwanderung von Steuersubst-
rat mit steigenden Zinsen zu. Quan-
tifizieren lasse sich der Effekt aber 
nicht. Mitte-Ständerat Erich Ettlin 
stützt diese Aussage. Der Steuerex-
perte sagt, höhere Zinsen machten 
die Ausgabe von Emissionen in der 
Schweiz noch unattraktiver. Es 
lohne sich mehr, im Ausland zu-
sätzliche Konzernstrukturen auf-
zubauen. Der Vorwurf an die Geg-
ner lautet: Sie würden die positiven 
Effekte der Reform, sprich zusätzli-
che Steuereinnahmen, unterschla-
gen. Die kolportierten Steueraus-
fälle von 600 bis 800 Millionen 
Franken entsprächen einer rein sta-
tischen Betrachtung. «Das ist eine 
Milchbüchleinrechnung, die völlig 
falsch ist. Dass neue Geschäfte in 
das Land kommen, liegt auf der 
Hand», so Ettlin. 

Die Befürworter rechnen dyna-
misch. Sie gehen von Verhaltensän-
derungen aus. Das BAK hat in 
ihrem Auftrag neu berechnet, wie 
sich die Reform finanziell auswir-
ken wird. Demnach lohnt sich die 
Reform für den Staat bereits nach 
drei Jahren. Der Wegfall der Ver-
rechnungssteuer und der Umsatz-
abgabe wird durch den Zuzug von 
Steuersubstrat mehr als kompen-
siert. Nach fünf Jahren liegt der 
positive Effekt für die öffentlichen 
Finanzen bei 300 Millionen Fran-
ken. Insgesamt, so rechnen die 
BAK-Ökonomen, steige das Wert-
schöpfungsniveau um 0,4 Prozent 
oder um 3,1 Milliarden Franken. 
Und es entstünden 7200 Arbeits-
plätze.

Beträchtliche Zusatzgeschäfte 
Doch wie kommen diese positiven 

Effekte zu Stande? Erstens sollen 
mehr Obligationen im Inland emit-
tiert werden, wovon Banken, Bera-
ter, Anwälte und letztlich auch der 
Staat profitieren. Zweitens hofft 
man, dass die grossen Unterneh-

men ihre Konzernfinanzierungsak-
tivitäten in die Schweiz zurückho-
len und so auch Arbeitsplätze ent-
stehen. Drittens soll auch die 
öffentliche Hand von günstigeren 
Zinsen profitieren, wenn der Fremd-
kapitalmarkt belebt wird. 

Die Schweizerischen Bankierver-
einigung schätzt, dass zusätzliche 
Geschäfte im Umfang von 900 Mil-
liarden Franken in die Schweiz zu-
rückgeholt werden. Das Gros davon 
geht auf Obligationen zurück, die in 
der Schweiz statt im Ausland emit-
tiert würden. Zudem geht sie davon 
aus, dass die Schweiz dank der Re-
form ein wichtiger Standort für so-
genannte «Green Bonds», also nach-
haltige Anlagen, werden könnte. 
Heute spielt dieses Geschäft vor al-
lem in Luxemburg. Die Schweiz 
hofft mit der Reform einen Teil die-
ses wachsenden Kuchens abzube-
kommen – auch um als Finanzplatz 
nachhaltiger zu werden.

Ins Gewicht fällt auch, dass 
Schweizer Banken ihre strukturier-
ten Produkte heute hauptsächlich 
im Ausland emittieren, weil diese 
steuerrechtlich wie Obligationen 
behandelt werden. Das soll künftig 
in der Schweiz passieren. Potenzial 
sieht die Bankiervereinigung zu-
dem bei den Treuhandanlagen für 
ausländische Kunden. Um der Ver-
rechnungssteuer auszuweichen, le-
gen Schweizer Banken Gelder ihrer 
ausländischen Kunden bei auslän-
dischen Banken an. Auch diese Gel-
der sollen in die Schweiz zurückge-
holt werden.

Stimmt die Grundannahme?
Eine Studie ist immer nur so gut, 

wie ihre Annahmen sind. Umstrit-
ten ist etwa, wie solide die Schät-
zung von 900 Milliarden Franken 
ist, die der BAK-Studie zugrunde 
liegt. Ökonom Marius Brühlhart 
von der Universität Lausanne äus-
sert auf Twitter, er staune über  
die rudimentäre Herleitung des 
Betrags. 

Grundsätzlich hält er die analyti-
schen Grundlagen für die Reform 
für ungenügend. Aber auch Brühl-
hart hält fest: «Der Schweizer 
Fremdkapitalmarkt ist in der Tat 
unterentwickelt, und die Verrech-
nungssteuer ist sicher ein Hemm-
nis. Aber die relevante Frage lautet 
nicht, ob die Reform einen Ent
wicklungsschub auslösen würde, 
sondern wie stark dieser ausfallen 
würde.» 

SP-Nationalrätin Samira Marti 
sieht keine Wachstumsimpulse für 
die Volkswirtschaft: «Hunderte Mil-
lionen fliessen direkt ins Ausland 
an Grossanleger. Diese Ausfälle 
müssen wiederum in der Schweiz 
kompensiert werden.» Sie spricht 
von einer Auftragsstudie der Kon-
zernlobby, welche die Steueraus-
fälle schönrechnet: «Die Eidge
nössische Steuerverwaltung hat je-
doch festgehalten, dass mit stei- 
gendem Zinsniveau die Ausfälle auf 
bis zu 800 Millionen pro Jahr stei-
gen können.»

Das BAK schreibt zu den 900 Mil-
liarden: «Die Abschätzung wurde 
auf Basis realistischer Annahmen 
vorgenommen, ist aber naturge-
mäss mit Unsicherheiten behaftet.» 
Deshalb rechnete das BAK auch 
eine pessimistischere Variante, mit 
zusätzlichen Geschäften in der 
Höhe von 450 Milliarden Franken. 
Die Bilanz fiele für den Fiskus im-
mer noch positiv aus: Im fünften 
Jahr nach der Reform läge das Plus 
bei 72 Millionen.

«Die Schlichtungsbehörden, 
beispielsweise bei Arbeits- 
und Mietstreitigkeiten,  
haben sich bewährt und 
sind sehr erfolgreich.»
Andreas Textor 
Präsident des Kantonsgerichts Schaffhausen

Ueli Maurers Finanzdepartement rechnet mit einem Minus von  
275 Mio. Franken pro Jahr. � BILD KEY
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